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KURZ KOMMENTIERT

Kabelindustrie

Perfektes Kartell

D as Bundeskartellamt hat in seinenn jüngsten Fall ei
nen historlsctien Sieg errungen. Gegen sämtliche 
deutschen Hersteller von Starkstromkabel, zwei Bran
chenorganisationen und zahlreiche Privatpersonen 
wurden Rekordstrafen in Millionenhöhe verhängt. Der 
gesamten Kabelindustrie wird vorgeworfen, seit Be
ginn des Jahrhunderts den heimischen Markt fijr 
Starkstromkabel vollständig untereinander aufgeteilt 
zu haben. Im Zuge seiner Ermittlungen war das Bun
deskartellamt auf eine hierarchisch gegliederte Kar
tellorganisation gestoßen: Beim Fachverband „Kabel 
und isolierte Drähte“ wurden die Anfragen aller 
Kunden zentral erfaßt und nach einem testgelegten 
Schlüssel auf die einzelnen Kartellmitglieder verteilt. 
Die dafür notwendige Buchführung führte ein eigens 
gegründetes Gemeinschaftsunternehmen durch. Bei 
Verstößen gegen die Kartelldisziplin drohten den 
Unternehmen umfangreiche Sanktionen.

Das reibungslose Funktionieren des Kabelkartells 
war durch die strukturellen Besonderheiten der Nach
frageseite begünstigt worden. Zu den Hauptabneh
mern für Starkstromkabel zählten die Energieversor
ger und die Stadtwerke. Sie zahlten bis Anfang der 
90er Jahre Kabelpreise, die um die Hälfte höher als im 
europäischen Ausland waren, ohne Verdacht auf ver
botene Preisabsprachen zu schöpfen. Die „Schlaf
mützigkeit“ der Stromanbieter läßt sich nur dadurch 
erklären, daß sie als Gebietsmonopolisten die Ener
giepreise weitgehend unabhängig festsetzen und er
höhte M ateria lkosten einfach auf die S trom ver
braucher überwälzen konnten. Die Nachfrager trifft 
somit auch eine gewisse Mitschuld an den illegalen 
Machenschaften der Kabelindustrie. Es bleibt zu hof
fen, daß die geplante Energierechtsnovelle so weit zu 
Wettbewerb auf den Energiemärkten führt, daß solche 
Marktstrukturen in Zukunft nicht mehr entstehen kön
nen. ki

Beschäftigung

Europäische Arbeitsmarktpolitik?

M it seiner Forderung nach einer Ergänzung des Mitte 
Juni zu verabschiedenden Stabilitätspaktes um be
schäftigungspolitische Aspekte hat der neue französi
sche Finanzminister Dominique Strauss-Kahn für er
hebliche Unruhe insbesondere unter deutschen 
Politikern gesorgt. Selbst wenn es nicht seine Absicht

ist, den Fahrplan für eine gemeinsame Währung 
durcheinanderzubringen, so ist ihm doch offenbar 
verborgen geblieben, daß eine von Brüssel gelenkte 
gemeinsame europäische Arbeitsmarktpolitik nicht 
nur von deutscher Seite bereits seit längerem als nicht 
erfolgversprechend abgelehnt wird. Daran hat sich 
auch in der gegenwärtigen Situation nichts geändert, 
selbst wenn man bei 18 Mill. Arbeitslosen in Europa 
ohne Aussicht auf einen deutlichen Rückgang in die
sem Jahr Verständnis für derartige Forderungen auf
bringen mag.

Ob mit oder ohne Währungsunion, harmonisierte 
Beschäftigungsprogramme in der EU sind zumindest 
so lange kein Mittel zum Abbau der hohen Arbeits
losigkeit, wie die Verhältnisse auf den Arbeitsmärkten 
innerhalb Europas deutliche Unterschiede aufzeigen. 
Dabei spielen die Kosten selbst in der momentanen 
Lage nicht einmal die entscheidende Rolle. In erster 
Linie sprechen die noch zu geringe Flexibilität etwa 
bei den Arbeitszeiten und die von Land zu Land un
terschiedlichen, starken Reglementierungen auf 
Europas Arbeitsmärkten gegen einheitliche Beschäf
tigungsprogramme. Auch hat sich inzwischen die Er
kenntnis weitgehend durchgesetzt, daß die Arbeits
marktprobleme meist „hausgemacht“ sind. Deshalb 
kann der Kampf gegen die hohe Arbeitslosigkeit unter 
den gegenwärtigen Bedingungen nur in den einzelnen 
Ländern beginnen, indem dort die starren Arbeits
marktstrukturen und -regulierungen aufgebrochen 
werden. dw

EU-USA

Neuer Subventionsstreit?

D ie  geplante Übernahme von McDonnell Douglas 
durch Boeing könnte die Wettbewerbsverhältnisse auf 
dem Markt für Großflugzeuge erheblich verändern. Es 
entstünde ein Dyopol aus Boeing und dem Airbus- 
Konsortium. Obgleich McDonnell Douglas seit gerau
mer Zeit nur noch eine Außenseiterrolle im zivilen 
Flugzeugbau spielt -  der Marktanteil des Unterneh
mens bei Großflugzeugen ist auf weniger als 10% ge
schrumpft -  , würde die Marktmacht Boeings be
trächtlich verstärkt. Denn auf dem verbundenen Markt 
für Wehrtechnik ist McDonnell Douglas ein bedeuten
der Anbieter. Boeing könnte Verbundvorteile realisie
ren und außerdem in erhöhtem Maße von indirekten 
Subventionen profitieren. Die Europäische Kommis
sion hat deshalb schwerwiegende Bedenken gegen 
das Fusionsvorhaben geäußert und im März das 
Hauptprüfungsverfahren eingeleitet. Dieses könnte
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theoretisch mit einer UntersagungsverfiJgung enden, 
der eine uneingeschränkte Genehmigung der Fusion 
durch die U.S. Federal Trade Commission gegenüber
stehen könnte.

Mit einer solchen Konfrontation ist jedoch nicht zu 
rechnen, zumal ein Verbot sich kaum durchsetzen 
ließe und Strafmaßnahmen unweigerlich Vergeltungs- 
schiäge zur Folge hätten. Da auch die Welthandels
organisation als Vermittler ausscheidet, solange ihr 
die nötigen W ettbewerbsinstrum ente fehlen, ist 
Boeing/McDonnell Douglas vor allem als Herausfor
derung und Bewährungsprobe für das amerikanisch
europäische Wettbewerbsabkommen von 1991 anzu
sehen. Denkbar wäre etwa ein Kompromiß mit Auf
lagen bezüglich der Bindung von Zulieferern und der 
exklusiven Lieferverträge Boeings mit einzelnen Air
lines. Beim Airbus-Konsortium könnte ein Zusam
menschluß der beiden Konkurrenten die fällige 
Umstrukturierung zu einer schlagkräftigen Unterneh
mensorganisation beschleunigen. G leichzeitig er
scheint jedoch eine neue Runde im Subventionsstreit 
zwischen den Handelspartnern vorprogrammiert, oh
ne daß erkennbar wäre, wie bei den indirekten Sub
ventionen über Rüstungsaufträge und M ilitä rfor
schung allein das Messungs- und Verifizierungs
problem gelöst werden könnte. ko

ILO

Sozial-Label keine Lösung

S e it ihrer Gründung im Jahre 1919 setzt sich die 
Internationale Arbeitsorganisation (ILO) mit mäßigem 
Erfolg für mehr soziale Gerechtigkeit und die Verbes
serung der Arbeitsbedingungen weltweit ein. Rund 
180 Übereinkommen und noch mehr Empfehlungen 
sind im Laufe der Zeit verabschiedet worden. Diese 
wurden von den Mitgliedstaaten allerdings häufig 
nicht in nationales Recht umgesetzt. Nun liegt folgen
der Vorschlag auf dem Tisch: Produkte, die in einem 
Land hergestellt werden, das die grundlegenden ILO- 
Konventionen akzeptiert und einhält, sollen mit einem 
Sozial-Label versehen werden. Das Ziel dieses Vor
schlages ist offensichtlich. Es sollen Anreize für die 
Länder geschaffen werden, die ILO-Normen zu erfül
len. Solche Anreize sind dann gegeben, wenn die 
Nachfrager ILO-kompatibel hergestellte Produkte be
vorzugen.

Ob die Einführung eines Sozial-Labels tatsächlich 
geeignet ist, für humane Lebens- und Arbeitsbedin
gungen in den weniger weit entwickelten Ländern zu 
sorgen, erscheint höchst zweifelhaft. Vielmehr ist zu

befürchten, daß sich gerade die ärmsten Länder eine 
Einhaltung der ILO-Normen nicht leisten können und 
ihr Aufholprozeß durch geringere Absatzchancen be
hindert wird. Allerdings ist fraglich, ob die Nachfrager 
ILO-kompatibel hergestellte Produkte hinreichend prä- 
ferieren. Ist dies nicht der Fall, verringert sich zwar die 
Gefahr, daß Länder, die sich die ILO-Normen nicht lei
sten können, benachteiligt werden. Gleichzeitig sinken 
jedoch die Chancen, krasse Verstöße gegen grund
legende Menschenrechte zu ahnden. Letzlich besteht 
das Problem weniger in der Auswahl der Instrumente 
zur Durchsetzung grundlegender ILO-Normen. Wich
tiger -  wenn auch schwieriger -  ist es, die Frage zu be
antworten, welche Normen den jeweiligen Ländern 
wirklich zugemutet werden können. hg

RIo-Konferenz

Fünf Jahre danach

A ls  1992 auf der Rio-Konferenz über Umwelt und 
Entw icklung ein ganzes Bündel internationaler 
Abkommen verabschiedet wurde, rechneten viele 
Beobachter mit dem Anbruch einer Zeit des Vorrangs 
der Umweltpolitik. Seither haben sich jedoch die w elt
politischen und ökonomischen Rahmenbedingungen 
stark verändert. Die Kluft zwischen den westlichen 
Industrieländern und den Transformationsländern 
Osteuropas und der GUS wurde durch den drasti
schen Einbruch der W irtschaftsleistung in den letzte
ren immer deutlicher. Während eine Reihe asiatischer 
und lateinamerikanischer Entw icklungsländer eine 
stürmische Industrialisierung durchmachen, versinken 
große Teile des afrikanischen Kontinents in Chaos und 
Anarchie. Der Erfolg der ersten Ländergruppe geht mit 
einer zunehmenden Arbeitslosigkeit und Stagnations
tendenzen vor allem in Westeuropa, aber auch in 
Japan einher.

Die dadurch ausgelöste Globalisierungsdebatte 
verdrängte die Umwelt- und Entwicklungspolitik aus 
den Schlagzeilen. Bei hohen staatlichen Defiziten kam 
es im Gegensatz zu den Versprechungen von Rio zum 
Abbau von Entwicklungshilfeleistungen und zu einem 
Rückgang staatlicher Umweltmaßnahmen. Dies führte 
zur Ernüchterung vieler Entwicklungsländer, die daher 
wieder einen konfrontativeren politischen Kurs einge
schlagen haben. N ichtsdestoweniger werden die 
Abkommen von Rio schrittweise weiterentwickelt; ob 
das Tempo ausreicht, die Unterentwicklung in weiten 
Teilen der Welt wirksam zu bekämpfen und gleichzei
tig der internationalen Umweltprobleme Herr zu wer
den, ist jedoch fraglich. ami
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